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Bauen und Wohnen mit Maß:  
Ansätze für mehr Wohnflächensuffizienz
Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse: 
Das Diskussionspapier „Bauen und Wohnen mit Maß: Ansätze für mehr Wohnflächensuffizienz“ setzt sich mit der aktuellen 
Wohnraumkrise auseinander und entwickelt politische Empfehlungen für eine nachhaltigere und sozial gerechtere Wohn-
raumnutzung durch Wohnflächensuffizienz.

DISKUSSIONSPAPIER

Zentrale Aussagen

	→ Der Bau- und Wohnsektor muss ökologische  
Belastungen deutlich reduzieren und gleichzeitig 
bezahlbaren Wohnraum für alle Menschen bereit-
stellen. Neubau dominiert aktuell die Wohnungs-
politik, führt aber zu hohem Ressourcenverbrauch 
und sozialer Ungleichheit.

	→ Die Wohnfläche pro Kopf ist seit 1965 stark ge­
stiegen, aber ungleich verteilt, neben der sozialen  
Stellung und der Haushaltsgröße ist sie stark  
abhängig vom Einkommen. Während viele reiche 
Menschen auf überproportional großen Wohn
flächen leben, leben marginalisierte und von  
Diskriminierung betroffene Personen oft in  
überbelegten Wohnungen und sind von zusätz­
lichen Umweltbelastungen betroffen. 

	→ Ein erheblicher Teil des Wohnraums ist ungenutzt 
oder ist nur teilweise belegt, woraus sich ein  
großes Potenzial für die Schaffung von mehr  
Wohnraum ohne Neubau bietet.

	→ Wohnflächensuffizienz zielt darauf ab, den durch-
schnittlichen Wohnflächenverbrauch bewusst zu 
reduzieren, um durch bedarfsorientiertes Wohnen 
Ressourcen zu schonen, ohne die Lebensqualität  
zu mindern. Sie kann dabei helfen soziale und  
ökologische Ziele besser zu verbinden.

Zentrale politische Forderungen

	→ Anpassung von Bauordnungen und gesetzlichen  
Rahmenbedingungen, die den Vorrang für 
Bestandserhalt, Umbau und zirkuläres Bauen 
stärken.

	→ Bundesweite verbindliche Flächenverbrauchs­
vorgaben zur Begrenzung des Flächenverbrauchs.

	→ Gesetzliche Verankerung eines Rechts auf Woh-
nungstausch zur effizienteren Wohnraumnutzung.

	→ Spezifische Fördermittel und Boni für die Teilung, 
den Umbau und die Umnutzung von Wohnraum.

	→ Aktive Bodenpolitik durch die Kommunen zur 
Steuerung nachhaltiger Quartiersentwicklung.

	→ Ausbau und gute Finanzierung kommunaler Bera-
tungs- und Begleitungsangebote zur Unterstützung 
von Eigentümer*innen bei Sanierung, Umbau und 
effizienterer Wohnraumnutzung, insbesondere im 
Rahmen der EU-Gebäuderichtlinie.

	→ Förderung sozialer Akteure und Wohnpartner-
schaften zur besseren Nutzung von Wohnraum im 
Quartier.

	→ Einführung und Verbreitung von gemeinwohlorien-
tiertem Wohnraummanagement, z. B. Belegungs-
regelungen in Wohnungsgenossenschaften und 
kommunalen Wohnungsgesellschaften, ggf. dazu 
Anpassung des Mietrechts. 
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1. �Sozial-ökologische Problemlage im Wohnsektor

1	 �Wohnflächensuffizienz beschreibt die bewusste Begrenzung des Wohnflächenverbrauchs auf das, was wirklich benötigt wird, um  
Ressourcen zu schonen, ohne Lebensqualität einzuschränken. Anders als Effizienz, die den Ressourcenverbrauch bei gegebener Nutzung 
optimiert (also „mit weniger mehr“), fokussiert Suffizienz auf das angemessene Maß der Nutzung selbst, etwa durch kleinere oder  
flexiblere Wohnflächen. Konsistenz hingegen zielt auf ökologische Materialien und geschlossene Stoffkreisläufe ab. Suffizienz verfolgt 
somit eine soziale und kulturelle Veränderung hin zu bedarfsorientiertem Wohnen und leistet damit einen wichtigen Beitrag zu Klima-
schutz und nachhaltiger Flächennutzung.

Der Bau- und Wohnsektor steht vor der zentralen Heraus-
forderung, die ökologischen Auswirkungen drastisch zu 
reduzieren und gleichzeitig bezahlbaren sowie bedarfsge-
rechten Wohnraum bereitzustellen. Bisher konzentriert sich 
die Klimaschutzpolitik im Gebäudebereich vor allem auf die 
Frage, welche Energiequellen genutzt werden und wie durch 
Sanierungsmaßnahmen die Effizienz gesteigert werden kann. 
Gleichzeitig untergräbt der steigende Wohnflächenverbrauch 
pro Kopf die Fortschritte, die durch Effizienzsteigerungen er-
zielt werden. Dieses Phänomen hat die Emissionen im euro-
päischen Gebäudesektor zwischen 1990 und 2018 sogar um 
32 % anwachsen lassen (EnSu, 2025). In Deutschland hat sich 
die durchschnittliche Wohnfläche pro Person seit 1965 von 
22,3 m² auf 49,2 m² mehr als verdoppelt (Statistisches Bun-
desamt, 2025).

Dabei ist dieser durchschnittliche Wohnflächenzuwachs pro 
Kopf sehr ungleich verteilt und insbesondere eine Frage des 
Geldes. Studien ergeben, dass Wohnraum derzeit nach Ein-
kommen verteilt und nicht an den Bedarfen der Haushalte 
ausgerichtet ist. Aber auch andere Faktoren wie soziale Stel-
lung, Haushaltsgröße und Eigentumsform spielen eine Rol-
le (Lage et al., 2024; Öko-Institut e.V., 2023). Vor allem sozial 
benachteiligte Familien leben in Städten oft auf zu kleinem 
Wohnraum (betroffen sind 16 % der Stadtbewohner*innen 
(Walberg et al., 2025)), häufig an lauten Verkehrsstraßen mit 
hoher Feinstaubbelastung und in schlecht gedämmten Ge-
bäuden. Der Wohnungsmarkt ist in hohem Maße dysfunktio-
nal, Wohnen ist ein massiver Armutstreiber (Schabram, 2025). 
Gleichzeitig sind Menschen, die auf großer Wohnfläche leben, 
nicht zwangsläufig glücklicher; ein Beispiel hierfür ist die al-
leinstehende Person im zu großen Haus auf dem Land, die oft 
keine passenden, beispielsweise bezahlbaren Wohnalternati-
ven hat, oder vor dem Aufwand, den ein Umzug organisato-
risch und sozial mit sich bringt, zurückschreckt. Die aktuelle 
sozial-ökologische (Wohnungs-) Krise verschärft sich durch 
einen kontinuierlichen und drastischen Rückgang staatlich 
geförderter Sozialwohnungen, den Verkauf kommunaler Woh-
nungsbestände, steigende Energie- und Mietpreise und eine 
zunehmende Einflussnahme von Finanzinvestoren auf den 
Wohnungsmarkt. 

Um Wohnengpässen zu begegnen und soziale Missstän-
de abzumildern setzte und setzt Deutschland vornehmlich 
auf Neubau. Diese Strategie hat jedoch die Ungleichheiten 
in der Wohnraumverteilung nicht verringert und nicht dazu 
geführt, dass ausreichend bezahlbarer Wohnraum zur Ver-
fügung steht. Gleichzeitig verursacht sie einen enormen 
Energie-, Rohstoff- und Flächenverbrauch. Neubauten sind 
ressourcenintensiv, führen zu Bodenversiegelung und einem 
Verlust an Biodiversität (Torres et al., 2022). Obwohl es Be-
strebungen gibt den Bausektor zirkulär(er) zu gestalten, 
müssen hier noch gewaltige Herausforderungen adressiert 
werden, wie die Schließung von Materialkreisläufen und 
die Verwendung von Sekundärbaustoffen sowie die dafür 
notwendige Reduktion gefährlicher Stoffe in Bauprodukten 
(Umweltbundesamt, 2016). Darüber hinaus müsste zirkuläres 
Wirtschaften im Gebäudebereich in einem erweiterten Sin-
ne verstanden werden und weitere Aspekte einbeziehen: Die 
Steigerung der Effizienz sowohl bei der Wohnfläche als auch 
Gebäudehülle, die Umstellung der Wärmeerzeugung auf er-
neuerbare Energien und den Ausbau der Netze ausgerichtet 
werden. Neben der Reduktion von Primärbaustoffen könnte 
so ein noch größeres Umweltentlastungspotenzial gehoben 
werden (Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
[BBSR], 2024a; World Wide Fund For Nature [WWF] Deutsch-
land, 2023). 

Ziel dieses Diskussionspapiers ist es daher, die Grundlage 
für eine fundierte Diskussion über Strategien zu schaffen, 
die sowohl sozial gerechte Lebensbedingungen ermöglichen 
als auch ein ressourcenschonendes und nachhaltiges Woh-
nen fördern. Die Hypothese ist, dass Wohnflächensuffizienz1  
das Potenzial hat, Konflikte bei der Umsetzung sozialer und 
ökologischer Ziele im Wohnsektor aufzulösen und als Leit-
bild für ein zukunftsfähiges, nachhaltiges Wohnen zu dienen. 
Bisher bleiben jedoch Suffizienzansätze in Praxis und Politik 
hinter Effizienz- und Konsistenzmaßnahmen zurück. Dabei 
ist die Wohnfläche ein zentraler Faktor für Energieverbrauch 
und Umweltwirkungen (BBSR, 2023; Bohnenberger, 2021; Ells-
worth-Krebs, 2020; Viggers et al., 2017).
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Das Diskussionspapier soll tiefer in spezifische Aspekte ein-
tauchen. Leitende Fragestellungen für die weitere Diskus-
sion sind dabei:

•	 Was sind die sozial-ökologischen Potenziale von  
Wohnraumsuffizienz?

•	 Wie lässt sich ein Umdenken hin zu suffizienteren  
Wohnformen durch gezielte politische Maßnahmen  
fördern? Welche Praxisbeispiele für gelungene Ansätze  
in diesem Bereich gibt es bereits?

•	 Welche unterstützenden überregionalen Rahmen
bedingungen gibt es neben lokalen und kommunalen 
Suffizienzansätzen und welche weiteren müssen  
geschaffen werden? 

In den folgenden Kapiteln wird die Studienlage zu unge-
nutzten Wohnraumpotenzialen gesichtet, der bestehende 
Diskurs und Rahmenbedingungen analysiert und konkrete 
politische Empfehlungen für Maßnahmen formuliert, die im 
aktuellen Diskurs noch zu wenig Beachtung finden.

2. �Politischer Rahmen: Bestehende Strategien und Diskurse  
in Hinblick auf Wohnflächensuffizienz

Wie schon in der Vergangenheit, setzt auch die neue 
schwarz-rote Koalition zur Bekämpfung der Wohnungskrise 
vor allem auf den Neubau. Im Oktober 2025 verabschiedete 
der Bundestag den sogenannten Bauturbo beschlossen, eine 
Novelle des Baugesetzbuches, die bereits unter der Ampel 
angestoßen wurde. Mit dem „Bauturbo“ soll ein Sonderpara-
graf im Baugesetzbuch eingefügt werden, der Investor*innen 
erlaubt von den üblichen planungsrechtlichen Vorschriften 
(wie Bebauungsplänen) abzuweichen, um schneller Wohn-
raum zu schaffen. Dabei soll neben Neubau auch die Er-
weiterung, Änderung oder Erneuerung eines Wohnbaus er-
möglicht werden sowie die Umnutzung und Sanierung von 
bestehenden Gebäuden zu Wohnzwecken (Hien, 2024). 

Ein aktuelles Forderungspapier von Architekt*innen, Um-
welt- und Sozialverbänden (Deutsche Umwelthilfe [DUH] et 
al., 2025) kritisiert den Bauturbo scharf, da er ohne soziale 
oder ökologische Vorgaben Investoren begünstige, kommu-
nale Steuerung einschränke und demokratische Beteiligung 
unterlaufe. Zudem wird befürchtet, dass er den Klimaschutz 
und eine nachhaltige Stadtentwicklung gefährde und nicht 
zu mehr sozialer Gerechtigkeit führe. Die Organisationen for-
dern stattdessen eine langfristig angelegte, qualitätsvolle 
und sozial gerechte Stadtentwicklung mit verbindlichen Vor-
gaben für bezahlbaren Wohnraum, Innenentwicklung und 
Beteiligungsrechte.

Das Umweltbundesamt (UBA) weist darauf hin, dass die 
Regelwerke und institutionalisierten Rahmenbedingungen 
im Bereich Stadtentwicklung (bspw. Baugesetzbuch, Bau-
ordnungen, Gebäudeenergiegesetz), zum Großteil noch auf 
den planerischen Vorgaben zum schnellen Wiederaufbau im 
Nachkriegsdeutschland basieren und über die Jahrzehnte 
zunehmend komplexer geworden seien. Daher seien sie oft 
wenig geeignet, um die derzeitigen Herausforderungen einer 
nachhaltigen Wohnraum- und Stadtentwicklung zu bewälti-

gen. Es gelte daher deren Grundannahmen zu hinterfragen 
und die Normen und Regelwerke grundlegend zu transfor-
mieren (UBA & Kommission Nachhaltiges Bauen am UBA, 
2023, S. 26 f.)

Zwar wächst das Bewusstsein für politische Maßnahmen, die 
Umwelt- und soziale Ziele im Wohnsektor durch Suffizienz-
strategien vorantreiben, in der Umsetzung und Anerkennung 
bleiben sie jedoch hinter den etablierten Effizienz- und Kon-
sistenzstrategien zurück. Die Studie „Unterstützung von Suf-
fizienzansätzen im Gebäudebereich“ (BBSR, 2023), in der die 
öffentliche Wahrnehmung, die politischen Diskussion sowie 
die planerische und bauliche Umsetzung untersucht wird, 
kommt zu dem Schluss, dass Suffizienzansätze bisher unter-
repräsentiert sind. Sie finden sich vor allem in nationalen 
Strategiepapieren oder in zahlreichen kommunalen Einzel-
maßnahmen wieder. In der Raumordnung liegt der Schwer-
punkt auf der Begrenzung des Flächenverbrauchs und der 
Schaffung kurzer Wege (BBSR, 2024b), im Fokus stehen da-
her meist die Reduktion des Pkw-Verkehrs, etwa durch 
Förderung von Radverkehr und ÖPNV oder den Abbau von 
Pkw-Stellplätzen zugunsten von Fahrradstellplätzen. Spezi-
fische Maßnahmen ausschließlich im Bereich Wohnen fehlen 
jedoch bisher weitgehend. Gleichzeitig gibt es immer noch 
viele staatliche Förderungen, die Neubau und Eigenheime 
fördern und somit Anreize in die entgegengesetzte Richtung 
setzen. 

Angesichts der zunehmenden Herausforderungen engagie-
ren sich zahlreiche zivilgesellschaftliche, wirtschaftliche und 
wissenschaftliche Akteure für Suffizienz im Gebäudebereich 
(Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland [BUND], 
2023; Deutscher Städtetag, 2021; Diakonie Deutschland et 
al., 2024; Klimaschutz im Bundestag, 2022; Öko-Institut, 2025; 
Transforming Economies, 2025). Verbände wie der Deutsche 
Naturschutzring (DNR), die Klima-Allianz Deutschland und 
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Organisationen wie GermanZero, Bauwende und Architects 
for Future fordern Maßnahmen zur effizienteren Wohnflä-
chennutzung, Umbau statt Abriss und neue Bauordnungen. 
Berufsverbände wie der Bund Deutscher Architektinnen und 
Architekten (BDA) und die Bundesarchitektenkammer setzen 
sich für Bestandserhalt ein. Die Deutsche Gesellschaft für 
Nachhaltiges Bauen (DGNB) und Zertifizierungssysteme wie 
BREEAM integrieren Suffizienz in ihre Bewertung. Auch Fach-
zeitschriften und internationale Architekturveranstaltungen 

greifen das Thema verstärkt auf. In der Wissenschaft wer-
den vielfältige Vorschläge zur Anpassung des Gesetzesrah-
mens und zur Schaffung neuer Politikinstrumente erforscht. 
In einer umfassenden Analyse klassifiziert die BBSR-Studie 
beispielsweise neun Ansatzpunkte, um Suffizienzansätze in 
bestehende Politikinstrumente zu integrieren oder diese zu 
erweitern (BBSR, 2023). Darüber hinaus werden neue recht-
liche und finanzielle Rahmenbedingungen identifiziert sowie 
auf die Abschaffung hinderlicher Instrumente hingewiesen. 

3. �Ungenutzter Wohnraum: Potenziale für Wohnraum
schaffung, Klima- und Ressourcenschutz 

Ein erheblicher Teil des bestehenden Wohnraums in Europa 
ist unterbelegt oder ungenutzt – sei es durch große Wohn-
flächen pro Person, dauerhaft leerstehende Immobilien, 
Zweitwohnungen oder Tourismus. Eine aktuelle Studie von 
Lage et al. (2024) quantifiziert erstmals das theoretische 
Potenzial unterbelegter Wohnflächen in der EU und kommt 
zu eindrucksvollen Ergebnissen: Würden bestehende Wohn-
flächen effizienter genutzt, könnten bis zu 100 Millionen 
Menschen in bereits vorhandenen Gebäuden untergebracht 
werden – ganz ohne Neubau. Das sind 23 % der derzeitigen 
EU-Bürger*innen. Auf Deutschland übertragen wären das 27 
Millionen unterbelegte Zimmer, was aufgeteilt in Drei-Zim-
mer-Wohnungen neun Millionen „neuen“ Wohnungen ent-
sprechen würde. Wenn diese Drei-Zimmer-Wohnungen von 
Zwei-Personen-Haushalten bewohnt würden, würde theore-
tisch Platz für rund 18 Millionen Menschen entstehen (ebd., 
S. 9). 

Die ökologischen Potenziale der Vermeidung von Neubauten 
wären erheblich. Im Jahr 2018 nutzte der deutsche Bausektor 
90 % der im Land geförderten mineralischen Rohstoffe und 
erzeugte über die Hälfte des deutschen Abfallaufkommens 
(vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie [BMWE], 
2018). Der Bau, die Nutzung und der Rückbau von Gebäu-
den verursachen rund 40 % der Treibhausgasemissionen in 
Deutschland, insbesondere Wohngebäude sind für 23 % des 
Endenergieverbrauchs in Deutschland verantwortlich (BBSR 
2023). Zudem lag der durchschnittliche Zuwachs an Sied-

lungs- und Verkehrsfläche im Jahr 2023 täglich bei 53 Hektar 
(Statistisches Bundesamt, o.J.).

Der Verzicht auf entsprechende Neubauten und die dafür 
benötigten Infrastrukturen würde also immense Mengen an 
CO₂-Äquivalenten pro Jahr und Ressourcen wie Beton, Stahl, 
Glas und Fläche einsparen. Die bessere Nutzung ungenutzter 
oder unterbelegter Wohnflächen eröffnet somit einen drei-
fachen Gewinn – mehr Wohnraum, weniger CO₂, weniger Res-
sourcen- und Flächenverbrauch.

Zwar ist das für die EU und Deutschland errechnete theoreti-
sche Potenzial an verfügbarem Wohnraum nicht vollständig 
zu erschließen, da die Gründe für die ungleiche Verteilung 
von Wohnraum vielfältig sind und nicht alle verfügbaren 
Wohnflächen dort vorhanden sind, wo sie gebraucht werden. 
Die Gründe umfassen Unterschiede im Zugang zu Wohnflä-
chen mit Stadt-Land Gefälle, veränderte Wohnpräferenzen, 
die Zunahme kleinerer Haushalte, mehr Eigentum, mehr äl-
tere Haushalte, den Kohorteneffekt (Haushalte wohnen in 
größeren Wohnungen) und den Remanenzeffekt (Haushalte 
bleiben nach dem Auszug der Kinder in den großen Woh-
nungen) (BBSR, 2023; Brokow-Loga & Neßler 2020; Spinrath & 
Davenas, 2025). Trotzdem muss angesichts der sozialen Not-
wendigkeiten und der ökologischen Krisen verstärkt nach 
Möglichkeiten gesucht werden, dieses große Potenzial zu-
gänglich zu machen. 

4. �Ungenutzter Wohnraum: Mittelfristig erschließbare  
Potenziale 

Wie in der Einleitung bereits dargelegt, ist die Wohnfläche 
derzeit sehr ungleich verteilt ist, und zwar nicht anhand des 
Raumbedarfs, sondern in Abhängigkeit von Einkommen, so-

zialer Stellung, Haushaltsgröße und Eigentumsform. Mit dem 
Nettoeinkommen steigt linear auch die verbrauchte Wohn-
fläche und die Wärmeenergie pro Kopf an (vgl. Kenkmann 
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et al., 2024, S. 61; Öko-Institut e.V., 2023, S. 16). Besonders 
die unteren Einkommensgruppen haben weniger Wohnflä-
che zur Verfügung, leben häufig in überbelegten Wohnun-
gen und sind durch die Wohnkosten überdurchschnittlich 
belastet. So müssen die Hälfte der Menschen im unteren 
Einkommensdrittel im Schnitt, trotz Transferleistungen, zwi-
schen einem Drittel bis zur Hälfte ihres Einkommens für ihre 
Wohnkosten ausgeben. Für knapp drei Viertel der Menschen 
im oberen Einkommensdrittel machen die Wohnkosten hin-
gegen nur zehn bis zwanzig Prozent ihres Einkommens aus 
(vgl. Kenkmann et al., 2024, S. 69, 73). Nach den Berechnun-
gen der Hans-Böckler-Stiftung leben Menschen in Groß-
städten mit Einkommen oberhalb des Großstadtmedians 
zum überwiegenden Teil in überdimensionierten Wohnun-
gen (über 45 m² pro Kopf) (Hans-Böckler-Stiftung, 2021, S. 
54, 109). Zudem sind bestimmte einkommensschwache Be-
völkerungsgruppen – vor allem Großfamilien, Menschen mit 
Migrationshintergrund, Menschen in Verschuldung und Haft-
entlassene – von Wohnraummangel besonders betroffen, da 
sie zusätzlich Diskriminierung bei der Wohnungsvergabe er-
fahren (Kenkmann et al., 2024). 

Aber auch die soziale Stellung und die Haushaltsgröße spie-
len, neben dem Einkommen, eine Rolle. Betrachtet man die 
Pro-Kopf Wohnfläche, so liegen Beamt*innen im Ruhestand 
auf dem ersten Platz mit 54 m² pro Kopf, knapp dahinter 
Rentner*innen mit 50 m² Wohnfläche pro Kopf. 13 % der Rent-
ner*innen leben sogar auf über 100 m² Wohnfläche pro Kopf 
(BBSR, 2023, S. 43). Das liegt unter anderem daran, dass nach 
dem Auszug von Kindern häufig nur noch eine oder zwei Per-
sonen in den verhältnismäßig großen Wohnungen bzw. Häu-
sern verbleiben. Arbeitslose und andere Nicht-Erwerbstätige 
wohnen hingegen auf den kleinsten Wohnflächen pro Kopf 
(Öko-Institut e.V., 2023, S. 16).

Auch die Art des Wohngebäudes und die Eigentumsform, 
die wiederum stark vom Einkommen abhängt, spielt bei der 
Wohnflächennutzung eine Rolle.. Während im ersten Ein-
kommensdezil 81 % der Haushalte in Mehrfamilienhäusern 
leben, wohnen im zehnten Einkommensdezil 65 % der Haus-
halte in Ein- oder Zweifamilienhäusern. Je höher das Ein-
kommen, desto häufiger wohnen die Personen im Eigentum. 
Die durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf in Ein- und Zwei-
familienhäusern liegt in allen Einkommensdezilen über der 
in Mehrfamilienhäusern, in den oberen drei Einkommensde-
zilen liegt sie aber sogar 20 % über der in Mehrfamilienhäu-
sern (Öko-Institut e.V., 2023, S. 12-15).

Fuhrhop (2023) beschäftigt sich in seiner Arbeit mit der Fra-
ge, wie Wohnraum in Deutschland ohne (Neu)bau zugäng-
lich gemacht werden kann. Er untersucht das Potenzial des 
sogenannten „unsichtbaren Wohnraums“, also des Wohn-
raums, der im Bestand vorhanden ist, aber aufgrund der Le-
benssituation nicht genutzt wird. Mithilfe sozialer Program-

me wie der Vermittlung von Wohnpaaren nach dem Modell 
„Wohnen für Hilfe“, dem Umbau von Wohnungen, dem Um-
zug sowie sozialer Wohnraumvermittlung oder flächenspa-
renden Wohnprojekten könne man 100 000 Wohnungen pro 
Jahr verfügbar machen. Zielgruppe für solche Maßnahmen 
seien vor allem ältere Menschen, da diese überdurchschnitt-
lich häufig in großen Wohnungen lebten und gleichzeitig oft 
einsam sind. In einer anderen Studie gehen die Autor*innen 
davon aus, dass durch die Reduktion der Wohnfläche durch 
Umbau, Umnutzung, Aufstockung und Teilung von Ein- und 
Zweifamilienhäusern über 300 000 neue Wohneinheiten pro 
Jahr geschaffen werden können (BBSR, 2023, S. 40 ff.). 

Ein weiterer mobilisierbarer Wohnraum sind leerstehende 
Wohnungen. Im Jahr 2022 standen 1,9 Mio. Wohnungen bun-
desweit leer, das sind 4,3 % aller Wohngebäude. Zu beachten 
ist allerdings, dass nicht alle langfristig leer stehen. Über 45 
% stehen bald zum Bezug zur Verfügung, werden renoviert 
bzw. sollen verkauft oder abgerissen werden. Außerdem ist 
ein weiteres Problem, dass Wohnungen besonders in struk-
turschwachen Regionen leer stehen, während in Ballungs-
gebieten, wo Wohnraum gebraucht wird, seltener Leerstand 
vorzufinden ist (BBSR, 2025). Obwohl das Potenzial nicht rie-
sig erscheint, könnten hier leicht Ansatzpunkte gefunden, 
um Leerstand stärker zu sanktionieren und dadurch Wohn-
raum schnell und unkompliziert verfügbar zu machen. 

Insbesondere Beamt*innen im Ruhestand, Rentner*innen 
sowie Menschen mit hohen Einkommen könnten Zielgrup-
pen für Wohnflächenreduktion sein. In der Zielgruppe der 
älteren Personen sollten auch diejenigen berücksichtigt 
werden, die noch nicht in Rente oder Pension sind, sich aber 
bereits Gedanken über ihr Leben im höheren Alter machen. 
Der Paritätische Wohlfahrtsverband merkt an, dass ältere 
Menschen oft eine große Bindung an ihre Wohnumgebung 
haben und eine kleinere Gruppe bereit dazu ist, etwas an 
ihrer Wohnsituation zu verändern, was auch von Studien un-
terlegt wird (Sunderer, Birzle-Harder & Stieß, 2018). Gleich-
zeitig gibt es vor allem in ländlichen Gebieten und teilweise 
auch in Stadtrandlage einige ältere Menschen, die in urba-
nere Regionen umziehen wollen, da dort die nahräumliche 
Versorgungslage deutlich besser ist. Ein weiterer Faktor, der 
Menschen im Alter dazu bewegt sich zu verkleinern, ist die 
Reduktion der Verantwortung im Haushalt (und Garten). Ins-
gesamt sollte allerdings beachtet werden, dass aufgrund des 
Trends zu kleineren Haushalten und der demografischen 
Entwicklung zu wenige kleine, altersgerechte und insgesamt 
barrierefreie Wohnungen verfügbar sind. Diese Tatsache 
und weitere Faktoren wie deutlich höhere Mieten bei Neu-
verträgen oder bereits abbezahltes Eigentum erschwert das 
Umziehen in Wohnungen mit angemessenen Wohnflächen in 
dieser Zielgruppe (Kenkmann et al., 2024, S. 108).
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Wie bereits dargestellt, wird die Wohnflächennutzung pro 
Kopf maßgeblich vom Einkommen bestimmt, sodass Perso-
nen in den oberen Einkommensdezilen im Schnitt viel Wohn-
fläche in Anspruch nehmen und zum überwiegenden Teil im 
Eigentum leben. In der Forschung gibt es kaum Studien dazu, 
wie diese wohlhabenden Haushalte dazu angeregt werden 
könnten, ihren Wohnraum zu verkleinern. Ein Argument 
könnte der reduzierte Aufwand für die Instandhaltung der 
Wohnflächen sein, was mehr Freizeit und Flexibilität ermög-
licht. Auch ein Bewusstsein für Nachhaltigkeit oder innova-
tive Einstellungen könnten durch Argumente wie reduzierten 
Energieverbrauch, effizientere bzw. gut ausgerüstete Woh-
nungen (Smart Homes) angesprochen werden. Aber auch 
ökonomische Anreize wie Umbau- oder Umzugsboni oder 
das Einsparen von Energiekosten könnten eine Rolle spielen. 

2	 Bspw. die Datenbank mit einer Übersicht von Beratungs- Vermittlungs- und Förderangeboten der Grüne Liga.

Besonders für die genannten Zielgruppen sollte verstärkt 
nach geeigneten Möglichkeiten gesucht werden, um die Ver-
kleinerung der Wohnfläche zu ermöglichen. Z. B. indem der 
Umbau bzw. die Errichtung von angemessenen kleinen und 
barrierefreien Wohnungen gefördert wird, soziale Program-
me zur Wohnraumvermittlung bekannter gemacht werden 
oder auch nach weiteren Argumenten und Maßnahmen ge-
forscht wird, um wohlhabende Zielgruppen anzusprechen. 
Auch Leerstand sollte verstärkt in den Blick genommen wer-
den sowie Fehlnutzungen von Wohnraum z. B. durch Touris-
mus. So kann ein wichtiger Beitrag zur sozial verträglichen 
Wohnraumnutzung und zum Ressourcen- und Klimaschutz 
geleistet werden. 

5. �Politische Empfehlungen für Suffizienzmaßnahmen  
im Wohnsektor

5.1 Maßnahmen auf kommunaler Ebene

5.1.1 Umfassende Beratung und Begleitung für  
Eigentümer*innen: Energetische Sanierung, Umbau 
und Umnutzung 
Für viele Eigentümer*innen ist die vorausschauende Planung 
der eigenen Wohnverhältnisse im Alter eine Überforderung. 
Neben organisatorischen Herausforderungen und Angst 
vor Veränderungen können finanzielle Hürden entstehen: 
Manchmal braucht es umfassende Sanierungen oder Um-
bauten, auch ein Umzug kann teuer werden. Im Positions-
papier „Wohnraum im Bestand mobilisieren – Eigentümer:in-
nen unterstützen“ (GRÜNE LIGA, Verband Wohneigentum & 
Architects 4 Future, 2024) beleuchtet ein breites Bündnis von 
Eigentums-, Wohlfahrts-, Fach- und Umweltverbänden sowie 
Wissenschaftler*innen das enorme ungenutzte Potenzial von 
Wohnraum in privat genutzten Einfamilienhäusern und gro-
ßen Wohnungen. Insbesondere nach dem Auszug der Kinder 
wollen dem Papier zufolge ein Drittel der Eigentümer*innen 
umbauen, umziehen bzw. Teile ihrer Wohnung vermieten. 
Der Verband Wohneigentum weist ergänzend darauf hin, 
dass Vermietung für Eigentümer*innen oft die attraktivs-
te Option ist (Ressourcenwende, 2025). Das Papier arbeitet 
heraus, dass eine stärkere Aktivierung von bestehendem 
Wohnraum durch gezielte Umbauten, Wohnpartnerschaften 
oder Untermietmodelle erreicht werden kann – deutlich res-
sourcenschonender als bei Neubauten. Darüber hinaus wird 
durch gemeinschaftliches Wohnen Einsamkeit im Alter redu-
ziert und die soziale Infrastruktur in Quartieren gestärkt. Zur 

besseren Nutzung des vorhandenen Wohnraums im Bestand 
sieht das Positionspapier eine Reihe konkreter Maßnahmen 
vor. So wird die Förderung kommunaler Wohnraumagenturen 
vorgeschlagen, die als zentrale Anlaufstellen für Beratung, 
Vermittlung und Vermietungsmanagement dienen sollen  – 
insbesondere für ältere Menschen, die Unterstützung bei der 
Umgestaltung oder Neuorganisation ihrer Wohnsituation 
benötigen. 

In der Praxis gibt es bereits einige begrenzte Angebote, um 
Eigentümer*innen in dieser Situation mit Beratung und Be-
gleitung zu unterstützen und gemeinschaftliche Wohnfor-
men zu fördern2. Oft ist die Finanzierung der Angebote ein 
Problem, gute Erfahrungen gibt es z. B. in Bayern, bei der 
eine kostenfreie Erstberatung über das Land finanziert wird 
sowie mit der „öffentlichen Gestaltungsberatung“ durch Stu-
dierende in Hamburg (Ressourcenwende, 2025). Ein weite-
res positives Beispiel ist das Projekt OptiWohn (Wuppertal 
Institut, 2022), das darauf abzielt, die Nutzung bestehender 
Wohnräume zu optimieren. Die Städte Tübingen, Göttingen 
und Köln gründeten Wohnraumagenturen oder entwickel-
ten bestehende Angebote weiter, um Beratungsangebote 
zu erproben. OptiWohn konzentriert sich auf die optimierte 
Nutzung von Wohnraum, insbesondere durch Beratung zu 
Wohnraumverkleinerung, Umnutzung ungenutzter Flächen 
(z. B. Dachböden), gemeinschaftliches Wohnen, soziale Ver-
mietung und die Nutzung von Fördermitteln. Das Angebot 
umfasst eine kostenlose architektonische Erstberatung, 
Tipps zur Schaffung von gefördertem Wohnraum, Beglei-

https://grueneliga.de/index.php/de/themen-projekte/wohnen/datenbank
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tung bei der Suche nach alternativen Wohnformen sowie 
Hilfe bei der Beantragung von Zuschüssen zur Finanzierung. 
Die Zielgruppe sind vor allem Eigentümer*innen, die ihren 
Wohnraum effizienter nutzen oder verkleinern möchten. Im 
Rahmen der Evaluation begleitete das Wuppertal Institut die 
Wohnraumberatung in Tübingen wissenschaftlich bei der ex-
perimentellen Umsetzung. Die treibende Motivation der Be-
ratenen war der Wunsch, im Alter in der eigenen Wohnung/
Haus weiterleben zu können, daher interessierten sie sich 
am häufigsten für den Umbau und für Finanzierungsmöglich-
keiten. Die meisten Beratenen fühlten sich danach gestärkt 
in ihren Plänen und waren zufrieden oder sehr zufrieden mit 
der Beratung. 

Die sogenannten One-Stop-Shops (OSS) sind Unternehmen 
oder Organisationen, die Eigentümer*innen bei der Sanie-
rung unterstützen sollen. Die OSS sind Bestandteil der neu-
en EU-Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
(EPBD), die bis Mitte 2026 in Deutschland umgesetzt wer-
den muss. Es sollen Anlaufstellen für die Energieeffizienz in 
Gebäuden eingerichtet werden, die sich an alle an Gebäu-
derenovierungen beteiligten Akteure richten, also Haus-
eigentümer*innen sowie Verwaltungs-, Finanz- und Wirt-
schaftsakteure (Deutsch-Französisches Zukunftswerk, 2024). 
Ein Fokus soll auf von Energiearmut betroffenen Haushalten 
und benachteiligten Regionen mit älterem Gebäudebestand 
liegen. In Deutschland bieten meist Energieagenturen, Ener-
gieberater oder Klimaschutzagenturen Beratungsleistungen 
an und vermitteln gegebenenfalls Fachleute, während eine 
aktive Begleitung der Umsetzung oder Qualitätssicherung 
eher die Ausnahme ist. Zwar gibt es Ansätze zur Vernetzung 
von Energieberater*innen, Architekt*innen sowie Handwer-
ker*innen, doch eine umfassende Prozessbegleitung, exis-
tiert kaum (Wuppertal Institut, 2024). Auch stehen dabei 
bisher nicht die bessere Verfügbarmachung und mögliche 
Reduktion des aktuellen Wohnraums im Fokus. 

In Frankreich, wo die OSS seit 2013 gesetzlich verankert sind, 
gibt es zukunftsweisende Beispiele. Dort existiert mit „France 
Rénov‘“ seit 2022 ein umfassendes Regierungsprogramm, 
das über 450 lokale Beratungsstellen umfasst, die insbe-
sondere Haushalte mit niedrigem Einkommen ansprechen. 
Die französischen OSS bieten nicht nur Beratung, sondern 
unterstützen auch bei der Planung, Umsetzung und Quali-
tätssicherung der Sanierung. Ein wesentlicher Unterschied 
zu Deutschland ist, dass einige französische OSS auch die 
Beschaffung und Vorfinanzierung von Fördermitteln über-
nehmen und sogar eigene Kredite vergeben dürfen. So kön-
nen einige OSS die Eigentümer*innen von der Bestandsauf-
nahme bis zur Bauüberwachung und Finanzierung begleiten, 
inklusive der Vermittlung von Handwerker*innen und der 
Überwachung der Energieeinsparziele. 

Eine Möglichkeit der Verbesserung bestände darin, im Rah-
men der EPBD die Angebote zur Information, Beratung und 
Unterstützung sowie Umsetzung auszubauen. Dabei sollte 
sowohl die Finanzierung als auch die Umsetzung der Um-
bautätigkeiten begleitet werden. Die Beratung sollte um die 
DImension der Wohnraumoptimierung ergänzt werden, wie 
es bei OptiWohn bereits erprobt wurde. Zunächst müsste da-
für ein leicht verständlicher Überblick über die bestehenden 
Förderangebote geschaffen werden und die Finanzierung si-
chergestellt werden. 

Zusätzlich zu den Beratungsangeboten für Privatleute soll-
ten außerdem bessere Beratungs- und Förderangebote für 
soziale Träger wie Wohlfahrtsverbände oder karitative Trä-
ger geschaffen werden. Oft sind die Träger finanziell durch 
die hohen Gewerbemieten in Ballungszentren und die gro-
ßen Summen, die für Sanierungen anfallen, überfordert 
(Ressourcenwende, 2025). Zudem betreiben die Träger oft 
unterschiedliche Gebäudearten wie Nichtwohngebäude 
oder Mischgebäude in denen u. a. Pflege- und Gesundheits-
leistungen erbracht werden, was die Förderung zusätzlich 
erschwert. Auch in diesem Bereich gibt es Ansätze, welche 
die energetische Sanierung mit Überlegungen zur besseren 
Nutzung der (Wohn)flächen kombinieren. Dazu veranstaltet 
das ökumenische Netzwerk „Eine Erde“ derzeit Debatten 
und Austauschformate und verweist in diesem Rahmen auf 
Beispiele der gelungenen Mehrfachnutzung von kirchlichen 
Räumlichkeiten. Ziel ist, die Nutzungsoptimierung zu fördern 
und Neubau zu minimieren.

5.1.2 Stark verankert im Quartier: Die Rolle sozialer 
Akteure bei der Wohnraumvermittlung
Kirchen und andere soziale Träger können durch ihre star-
ke Verankerung vor Ort bedeutende Beiträge zur Verfügbar-
machung von Wohnraum leisten. Im November 2024 veran-
staltete die Diakonie Deutschland die Konferenz „Wohnraum 
im Sozialraum“. Im Zentrum der Tagung stand die Frage, wie 
kirchliche Gemeinden unter Beteiligung weiterer Akteure un-
genutzten Wohnraum im Quartier mobilisieren und besser 
nutzbar machen können. Diese Chancen zur Bewältigung der 
Klimakrise, der Wohnungsnot und der sozialen Vereinsa-
mung werden bisher aber nur unzureichend ausgeschöpft – 
vor allem aufgrund emotionaler Vorbehalte, mangelnder 
Informationen sowie rechtlicher Unsicherheiten und dem 
Fehlen inspirierender Vorbilder.

Bei der Tagung wurde vor allem die Rolle des sogenannten 
„Intermediärs“ herausgearbeitet, dies sind Personen, die in 
einer Gemeinde eingebunden sind und konkrete Vermitt-
lungs- und Begleittätigkeiten übernehmen können. Ein In-
termediär übernimmt Aufgaben, die über die herkömmliche 
Wohnraumvermittlung hinausgehen. Dazu zählen die Iden-
tifikation und Erschließung von Wohnraum in Kooperation 
mit unterschiedlichen Akteuren, die Bereitstellung von Be-
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ratungs- und Unterstützungsangeboten rund um das Thema 
gemeinschaftlich Wohnen bzw. für Wohnpartnerschaften, 
die Begleitung des Zusammenwohnens, einschließlich der 
Konfliktlösung sowie die Vermittlung weiterer professionel-
ler Hilfsangebote. Neben der Einbindung von Ehrenamtli-
chen ist ein Intermediär auch mögliche Ansprechperson für 
weitere zentrale Stakeholder wie die Kommune und soziale 
Dienste. Die Kirchen können hier aufgrund ihres besonderen 
Vertrauensvorschusses und ihrer Verankerung im Sozialraum 
Kontakte herstellen und als Vermittler auftreten. 

Im Nachgang der Tagung hat sich im Juni 2025 eigenver-
antwortlich ein Pilotprojekt im Kirchenkreis Teltow-Zehlen-
dorf zu Wohnpartnerschaften gebildet. Zusammen mit dem 
Verein „Sonay – Soziales Leben“ haben sie die Plattform 
„Generationen-WG Berlin“ ins Leben gerufen. Die Plattform 
vermittelt Menschen über 60 junge Mitbewohner*innen. In 
Süddeutschland gibt es seit 2024 das Modellprojekt „geNu-
Wo – gemeinsame Nutzung von Wohnraum im Kreis Ludwigs-
burg“ für Wohnpartnerschaften. Auch hier geht es um die 
Vermittlung von jungen Mitbewohnenden für ältere Perso-
nen, die alleine wohnen.  

Anschließend zu diesen Modellprojekten und zu den For-
derungen aus dem Positionspapier „Wohnraum im Bestand 
mobilisieren“ könnten Kommunen solche Modellprojek-
te stärker unterstützen, bzw. sich für eine überkommunale 
Stelle für intergenerationelles Wohnen engagieren. 

5.1.3. Förderung gemeinwohlorientierter Wohnraum-
bewirtschaftung 
Für kommunale bzw. gemeinnützige Wohnungsgesellschaf-
ten ist aktives Wohnflächenmanagement ein Weg, um an-
gemessene Wohnflächen für alle sicherzustellen. In der 
Schweiz verankern viele Genossenschaften bereits Mindest-
belegungsanforderungen in ihren Statuten oder Mietregle-
menten, in der Stadt Zürich und einigen anderen Gemein-
den folgen die kommunalen Wohnungsunternehmen dieser 
Praxis (Blumer et al., 2012). Wenn sich die Haushaltsgröße 
verändert, werden die Mietenden bei der Anpassung ihrer 
Wohnfläche unterstützt, denn das Verbleiben in zu großen 
Wohnungen ist einer der Haupttreiber für ungleiche Wohn-
raumverteilung. Der Vermieter bietet in diesem Fall rund drei 
Alternativwohnungen an, von denen die Mietenden eine aus-
wählen. Häufig wird die Faustregel angewandt, dass die Anzahl 
der Bewohner*innen mindestens der Zimmeranzahl minus 
eins entsprechen muss (z. B. mindestens drei Personen in ei-
ner 4-Zimmer-Wohnung). Dabei werden oft auch menschliche 
Aspekte berücksichtigt und in einigen Fällen finden Karenz-
fristen oder Unterbelegungsbeiträge Anwendung.

In den Genossenschaften findet der Beschluss der Statuten 
durch die Mitglieder auf freiwilliger Basis statt. Das aktive 
Wohnflächenmanagement erfährt dadurch hohe Zustim-

mung, denn alle profitieren von bedarfsorientiertem Wohn-
raum (Lage, 2025). Die Belegungsvorschriften reduzieren den 
übermäßigen Flächenverbrauch pro Person und fördern da-
durch den Ressourcenschutz. Sie fördern zudem eine sozial 
verträgliche Wohnraumnutzung, zumindest in den Genos-
senschaften auch über alle Einkommensgruppen hinweg. 
Gesetzlich vorgeschrieben sind solche Regeln in der Schweiz 
jedoch nicht; sie beruhen vor allem auf Vereinbarungen in-
nerhalb der Wohnbauträger. 

In Deutschland gelten bereits Flächenvorgaben bei geför-
derten Mietwohnungen, die allerdings nur eine bestimmte 
Einkommensgruppe adressieren. Auch Anpassungen der 
Wohnfläche bei Änderung der Haushaltsgröße sind hier 
nicht vorgesehen. Die sechs landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen in Berlin haben eine gemeinsame Wohnungstausch-
börse etabliert, bei Umzug bleibt die Netto-Kaltmiete gleich, 
nur die Energiekosten können sich verändern. Allerdings 
sind die Mieter*innen hier bei der Suche auf sich alleine ge-
stellt und bekommen keine Angebote, wie im Schweizer Fall. 
Der stadteigene Unternehmensverband ProPotsdam geht 
hier noch einen Schritt weiter. Im Rahmen des Wohnflächen-
bonus erhalten Mieter*innen, die sich verkleinern möchten, 
vorranging Wohnungsangebote, deren Mietpreis um 2 €/m² 
reduziert wird. Zudem erhalten sie einen Umzugszuschuss. 
Dieses Vorgehen liegt auch im finanziellen Interesse der 
Wohnungsgesellschaften, da sie so weniger Neubauten er-
richten müssen. Auch die Wohnbaugenossenschaft Charlotte 
e. G. aus Berlin bietet Wohnungstausch zu gleichbleiben-
der Nettokaltmiete an, wenn sich Mieter*innen verkleinern 
möchten. Thematisiert wurde, dass eine Durchsetzung von 
Verkleinerung bei Unterbelegung jedoch nicht möglich sei, 
da das deutsche Mietrecht dies nicht decke (Ressourcen-
wende, 2025). In einer Studie von „subsolar Architektur und 
Stadtforschung“ wurden „Veränderungskonferenzen“ inner-
halb gemeinschaftlicher Wohnformen als Weg dargestellt, 
um Umzugspläne in der Gemeinschaft zu verhandeln. Dabei 
treffen sich alle Bewohner*innen und tauschen sich über 
veränderte Wohnbedarfe aus, was zu höherer Akzeptanz für 
Wohnungswechsel führt (ebd.).

Wünschenswert wäre die Verbreitung des aktiven Wohnflä-
chenmanagements im genossenschaftlichen Bereich bzw. 
bei kommunalen Trägern. Dafür sollten sowohl verstärkt die 
persönlichen Vorteile für die Genossenschaftsmitglieder 
hervorgehoben werden als auch der Mehrwert für die ge-
samte Genossenschaft sichtbar gemacht und evtl. das Miet-
recht angepasst werden. Darüber hinaus sollte über Wege 
nachgedacht werden, wie auch große Unternehmen im pri-
vatwirtschaftlichen Sektor solche Ansätze stärker umsetzen 
könnten. 

https://www.generationen-wg-berlin.de/
https://www.bring-together.de/de/genuwo?scope=genuwo-lb
https://www.bring-together.de/de/genuwo?scope=genuwo-lb
https://www.bring-together.de/de/genuwo?scope=genuwo-lb
https://www.inberlinwohnen.de/das-wohnungstauschportal-der-landeseigenen
https://www.inberlinwohnen.de/das-wohnungstauschportal-der-landeseigenen
https://www.propotsdam.de/fileadmin/Mediathek/Publikationen/08b_ProPotsdam-Wohnflaechenbonus-Flyer-2022.pdf
https://www.propotsdam.de/fileadmin/Mediathek/Publikationen/08b_ProPotsdam-Wohnflaechenbonus-Flyer-2022.pdf
https://www.subsolar.net/eine-seite/
https://www.subsolar.net/eine-seite/
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5.1.4 Aktive Bodenpolitik und Konzeptvergabe als 
kommunale Instrumente für qualitativ hochwertige 
Quartiersentwicklung
Für unvermeidbare Bauaktivitäten sollten Kommunen auf 
aktive Bodenpolitik setzen, wie z. B. die Einräumung von 
Erbbaurechten und die Nutzung von Vorkaufsrechten, um 
Grundstücke vor spekulativem Verkauf zu sichern und kom-
munales Liegenschaftsmanagement zu fördern. Für die Nut-
zer*innen ist allerdings fraglich, ob sich ein Erbbauvertrag 
lohnt, denn der Erbbauzins ist nicht (mehr) gesetzlich be-
schränkt und je nach Absichten der Kommunen kann es für 
die Nutzenden teuer werden. Zudem sollte die Innenent-
wicklung mit Nachverdichtung durch Aufstockung, Nutzung 
von Brachen und Schließen von Baulücken konsequent vo-
rangetrieben werden, um den Flächen- und Ressourcenver-
brauch zu minimieren. 

Dafür können Kommunen auf die Konzeptvergabe zurück-
greifen. Die Konzeptvergabe ist ein Instrument der Stadtent-
wicklung, bei dem städtische Grundstücke nicht nach dem 
Höchstpreis vergeben werden, sondern nach der Qualität 
des eingereichten Nutzungskonzepts. Dabei wird ein „Wett-
bewerb der Ideen“ durchgeführt, bei dem verschiedene 
Akteure – wie Bauträger, Genossenschaften, Baugemein-
schaften oder Privatpersonen – ihre Konzepte einreichen. 
Das Konzept mit dem besten Gesamtkonzept hinsichtlich 
städtebaulicher Qualität, Nachhaltigkeit, sozialer Mischung 
und bezahlbarem Wohnraum erhält den Zuschlag. Der Preis 
spielt eine untergeordnete Rolle und wird oft als Festpreis 
oder Erbbaurechtszins vereinbart. Die Konzeptvergabe dient 
der sozialen Steuerung des Wohnungsmarkts, indem sie z. B. 
gemeinnützigen Wohnungsbau, ökologische Aspekte, Nut-
zungsvielfalt und bezahlbaren Wohnraum fördert. Darüber 
hinaus ermöglicht sie die innere Nachverdichtung (Innen-
entwicklung) und das Schließen von Baulücken, was maß-
geblich zur Ressourcenschonung beiträgt (Brüggemann et 
al., 2021).

5.2. Maßnahmen auf Bundesebene 

5.2.1 Bundesweite Flächenverbrauchsvorgaben
Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
verfolgt das Ziel, bis 2030 die Flächeninanspruchnahme pro 
Tag auf weniger als 30 Hektar zu reduzieren und bis 2050 auf 
Netto-Null (Bundesregierung, 2025). Obwohl es diese Ziel-
setzung gibt, fehlen teilweise konkretere Maßnahmen, mit 
denen die Umweltbelastung durch Flächenverbrauch effek-
tiv reduziert werden soll. Das ursprüngliche Ziel für 2020, den 
Flächenverbrauch auf 30 Hektar pro Tag zu begrenzen, wurde 
beispielsweise verfehlt, weshalb es zusätzlicher Anstrengun-
gen bedarf, wenn man das 2030 Ziel erreichen möchte (UBA, 
2025). Verbindliche Flächenverbrauchsvorgaben auf Bundes-
ebene (z.B. über die Bundesraumordnung) wären eine Mög-

lichkeit den Verbrauch deutschlandweit zu begrenzen.

5.2.2 Recht auf Wohnungstausch ins Bürgerliche  
Gesetzbuch
Auch der Wohnungswechsel/Wohnungstausch kann eine 
Möglichkeit sein, vorhandenen Wohnraum effizienter zu nut-
zen und Wohnungen bedarfsgerecht zu belegen. Eine Studie 
des WWF (2024) identifizierte einige Barrieren, welche den 
Tausch derzeit unattraktiv machen: Einerseits gibt es recht-
liche Unsicherheiten für Mieter*innen und potenzielle Über-
forderung vor allem bei privaten Vermieter*innen durch den 
Tauschprozess. Bspw. müssen beide Vermieter*innen dem 
Tausch zustimmen und es können nach dem Tausch neue 
Verträge mit höheren Mieten aufgesetzt werden. Anderer-
seits sind die Tauschangebote und -börsen in Städten wie 
Berlin (s. o.), Freiburg, München oder Düsseldorf wenig be-
kannt und das Angebot und die Nachfrage stimmen derzeit 
nicht überein. Häufiger suchen Menschen eine größere Woh-
nung als eine kleinere, zudem möchten Personen in größe-
ren Wohnungen oft nicht umziehen. Ein weiterer Faktor sind 
emotionale Bindungen an das Wohnumfeld und die Woh-
nung, vor allem bei älteren Menschen. 

Um Wohnungstausch zu erleichtern, fordert der WWF in 
einem Impulspapier eine gesetzliche Verankerung eines 
Rechts auf Mietwohnungstausch im Bürgerlichen Gesetzbuch 
(BGB) bis 2026. Das Recht würde Voraussetzungen für einen 
Tausch konkretisieren, z. B. bei berechtigtem Interesse wie 
bei über- oder unterbelegtem Wohnraum und ausreichender 
Zahlungsfähigkeit. Somit würde das Recht gezielt Planungs-
sicherheit für Mieter*innen und Vermieter*innen schaffen. 
Darüber hinaus fordert das Impulspapier begleitende staat-
liche Fördermaßnahmen, darunter verbesserte Beratung, 
stärkere Kommunikation, den systematischen Wissensauf-
bau sowie Kooperationen zwischen Bund, Ländern, Kommu-
nen und Wohnungsanbietern. Erfahrungen aus bestehenden 
kommunalen Tauschprogrammen zeigen, dass neben rechtli-
cher Absicherung auch finanzielle Anreize und eine Senkung 
organisatorischer Hürden wichtig sind, um Tauschprozesse 
zu beschleunigen und attraktiv zu machen. Der WWF sieht 
den Wohnungstausch als pragmatischen, gesellschaftlich 
und ökologisch hochwirksamen Beitrag zu einer nachhalti-
geren Wohnraumnutzung in Deutschland.

5.2.3 Förderboni für Teilung von Wohnraum
Im Regierungsprogramm der neuen Koalition von Union 
und SPD ist die Modernisierung und Sanierung bestehen-
den Wohnraums als förderpolitischer Schwerpunkt ge-
nannt. Unter diese Förderungen fällt auch die Umnutzung 
und der Umbau von Bestandsgebäuden. Dafür sollen eige-
ne KfW-Förderprogramme geschaffen werden, die gezielt 
auf die Modernisierung und Umnutzung von Bestandsge-
bäuden ausgerichtet sind. Bisher sind Förderungen für die 
effizientere Nutzung von Wohnfläche wie Wohnungsteilun-
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gen ausschließlich in Kombination mit energetischen oder 
Umbaumaßnahmen für Barrierefreiheit zu finden, nicht 
jedoch als separater Förderschwerpunkt. So z. B. die Bun-
desförderung für effiziente Gebäude (BEG), Kredite und Til-
gungszuschüsse für die energetische Sanierung und Moder-
nisierung von Bestandsimmobilien. In der KfW Datenbank 
findet sich beispielsweise ein Förderkredit für den alters-
gerechten Umbau von Wohnungen bzw. den Erwerb umge-
bauter Wohnungen (KfW, n. d.). Es bleibt abzuwarten, wie 
die neuen Förderprogramme ausgestaltet sind, und ob sie 
für alle Altersgruppen Möglichkeiten des flächeneffizienten 
Umbaus ermöglichen. 

5.2.4 Weitere gesetzliche Änderungen zur Förderung 
von Umbau & Umnutzung
In ihrer Position „Umwelt und Klima schützen – Wohnraum 
schaffen – Lebensqualität verbessern“ (UBA, 2023) betont 
das UBA die Notwendigkeit, bestehende Bau- und Landes-
bauordnungen sowie das Baugesetzbuch anzupassen, um 
den Vorrang von Bestandserhalt, Umbau und Umnutzung vor 
Neubau zu stärken. Ziel muss es sein, ressourcenschonen-
des, klima- und umweltverträgliches Bauen zu fördern und 
die Flächeninanspruchnahme zu reduzieren. Dazu gehören 
auch neue Anforderungen an Baustoffe, die verstärkte Nut-
zung zirkulärer Bauprozesse und Umweltstandards wie So-
larpflicht und Gebäudebegrünung. Die Transformation der 
Regelwerke soll einen Paradigmenwechsel von linearem zu 

zirkulärem Bauen unterstützen und Rahmenbedingungen 
schaffen, die Klimaschutz, Flächenschonung und Wohn-
raumschaffung in Einklang bringen. Dies erfordert zudem 
eine verstärkte ressortübergreifende Zusammenarbeit und 
die Berücksichtigung gesundheitlicher, sozialer sowie klima-
tischer Aspekte im Bauprozess.

Im Frühjahr 2025 hat die EU-Kommission den Dialog über 
erschwinglichen Wohnraum eröffnet. Damit legt sie den 
Grundstein für einen „European Affordable Housing Plan“ – 
eine wohnungspolitische Initiative mit sozialer Ausrichtung, 
die Ende 2025 bzw.  Anfang 2026 vorgelegt werden soll. Ziel 
ist es, strukturelle Ursachen der Wohnraumkrise anzugehen 
und gleichzeitig Klimaschutz, Investitionsfähigkeit und so-
ziale Ausgewogenheit miteinander zu verbinden. Der Plan 
beinhaltet den Aufbau einer paneuropäischen Investitions-
plattform zur Finanzierung bezahlbarer, energieeffizienter 
Wohnungen, Änderungen staatlicher Beihilfe-Regeln zur 
Vereinfachung von Sozialwohnungs- und Sanierungsförde-
rungen, sowie eine neue europäische Baustrategie zur Stei-
gerung der Produktivität bei Erhalt architektonischer Quali-
tät. Integration mit Klimazielen, sozialer Kohäsion und der 
Neuen Europäischen Bauhaus-Initiative ist vorgesehen (Eu-
ropäische Investitionsbank [EIB], 2025). Inwieweit hier auch 
die Mobilisierung schon bestehenden Wohnraums adressiert 
wird, bleibt jedoch abzuwarten. 

6. Fazit und weitere Fragen zur Diskussion
In diesem Diskussionspapier wurden drei Fragen behandelt. 
Zuerst wurden die Potenziale von Wohnflächensuffizienz un-
tersucht. Das theoretische Potenzial wurde dabei in Deutsch-
land auf die Schaffung von rund neun Millionen Wohnungen 
beziffert, wobei immense Tonnen CO₂-Äquivalente pro Jahr 
und Materialien wie Beton, Stahl, Glas und Fläche eingespart 
werden würden. Aufgrund unterschiedlicher räumlicher 
Wohnraumverfügbarkeiten, veränderter Wohnpräferenzen, 
der Zunahme von kleineren Haushalten und Eigentum, der 
demografischen Entwicklung, sowie der Auswirkungen des 
Kohorteneffekts und des Remanenzeffektes liegt das prak-
tisch erschließbare Potenzial darunter und wird auf zwischen 
100 000 und 300 000 Wohneinheiten pro Jahr geschätzt. Als 
Zielgruppen für die Wohnflächenreduktion wurden vor allem 
Menschen mit hohem Einkommen und Rentner*innen iden-
tifiziert, da beide Gruppen oft auf überdurchschnittlich gro-
ßen Flächen mit kleinen Haushaltsgrößen wohnen. 

Im Folgenden wurde auf politische Lösungen auf kommuna-
ler und bundespolitischer Ebene eingegangen, welche das 
Umdenken hin zu suffizienteren Wohnformen unterstützen 
können und durch Beispiele von existierenden Pilotprojek-

ten untermauert. Nach der Darstellung von Beratungs- und 
Begleitangeboten mit unterschiedlichen Schwerpunkten wie 
One-Stop-Shops und Wohnraumagenturen, die gleichzeitig 
zur effizienten Wohnraumnutzung und zur Sanierung von 
Eigentum beraten könnten, wurde das Konzept der Wohn-
raumpartnerschaften vorgestellt, das derzeit u. a. von kirch-
lichen Akteuren verfolgt wird und älteren Menschen junge 
Mitbewohnende vermittelt. Besonderes Augenmerk muss 
dabei auf der sensiblen Vermittlung und langfristigen Be-
gleitung der Partnerschaften durch im Sozialraum verankerte 
Akteure gelegt werden. Weitere Möglichkeiten für kommuna-
le bzw. gemeinnützigen Wohnungsgesellschaften sind Flä-
chenreduktionsvorgaben wie bereits von einigen Akteuren in 
der Schweiz angewendet. Zur ressourcen- und flächeneffizi-
enten Gestaltung von Quartieren gibt es für Kommunen zu-
dem Instrumente der aktiven Bodenpolitik. Außerdem sollte 
Leerstand und die Nutzung von Wohnraum für touristische 
Zwecke verstärkt in den Blick genommen werden. 

Die Ziele den bundesweiten Flächenverbrauch auf unter 30 
Hektar pro Tag bis 2030 zu begrenzen und bis 2050 Netto-Null 
Flächenverbrauch zu erreichen, sollten verbindlich gemacht 
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und für die lokale Ebene operationalisiert werden. Das Recht 
auf Mietwohnungstausch sollte im BGB verankert werden, 
um den Wechsel zwischen Mietwohnungen zu erleichtern. 
Zudem sollten Förderungen und KfW Kredite spezifischer auf 
die Teilung von Wohnraum zugeschnitten werden. Zuletzt gilt 
es die Regelwerke und Gesetze konsequent anzupassen, um 
Bestandserhalt zu priorisieren und den Affordable Housing 
Plan der EU kritisch zu begleiten, damit die Schaffung von 
ressourcenschonendem und sozialem Wohnraum sicherge-
stellt wird. 

Zusammenfassend ist zu bemerken, dass in der wissen-
schaftlichen und zivilgesellschaftlichen Debatte bereits viele 
Ansätze für die flächeneffiziente Gestaltung von Wohnraum 
existieren. Auch einige Praxisprojekte konnten wir in diesem 
Papier vorstellen. Allerdings ist die vorrangige Zielgruppe 
der Maßnahmen bisher die Gruppe der älteren Menschen, 
derzeit gibt es wenige Vorschläge für die Zielgruppe der 
Personen mit hohem Einkommen, die ebenfalls über über-
durchschnittlich große Wohnflächen verfügen. 

Daher ergeben sich aus diesem Papier folgende Fragen für 
die weitere Diskussion: 

•	 Welche Argumente könnten insbesondere Personen mit 
hohem Einkommen von den Vorteilen der Wohnflächen-
reduktion überzeugen? Welche Maßnahmen könnten das 
Potenzial für Wohnflächenreduktion in dieser Zielgruppe 
heben?

•	 Wie sind umfassende Beratungs- und Begleitungsange-
bote, die auch die Gestaltung effizienter Wohnflächen 
beinhalten, finanzierbar?

•	 Welche weiteren Maßnahmen sind auf Länderebene vor-
stellbar?

•	 Welcher weiteren Maßnahmen bedarf es für öffentliche 
und gemeinnützige Träger?

7. Glossar
Kohorteneffekt: Der Kohorteneffekt beim Wohnen bezieht 
sich auf die unterschiedlichen Wohnpräferenzen, Anforde-
rungen und Wohnformen, die sich zwischen Generationen 
(Kohorten) aufgrund verschiedener sozialer, wirtschaftlicher 
und kultureller Umwelteinflüsse entwickeln. 

Remanenzeffekt: Der Remanenzeffekt beschreibt in der Im-
mobilienwirtschaft die Tendenz von Menschen, in ihren Woh-
nungen zu verbleiben, auch wenn sich ihre Wohnbedürfnisse 
durch veränderte Lebensumstände (z. B. Auszug der Kinder) 
reduzieren.
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